
Anlage : 
 

Gebührensatzung 
 für den Rettungsdienst Landkreis Oder-Spree 

auf der Grundlage des Brandenburgischen Rettungsdienstgesetzes vom 
08. Mai 1992  in der jeweils gültigen Fassung, zuletzt geändert am 

18 . 05. 2005 
 

§ 1 Gebührenerhebung 

 
(1) Der Landkreis erhebt für die Inanspruchnahme von Leistungen des 

Rettungsdienstes Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Wesentliche Bestandteile des Rettungsdienstes sind der Notarztdienst, die 

Leitstelle und die Rettungswachen samt der personellen und sächlichen 
Ausstattung und einschließlich der vorgehaltenen Rettungsdienstfahrzeuge 

und Ausrüstungen sowie die allgemeine Verwaltung des Landkreises, soweit 
sie für den Rettungsdienst tätig wird. 

(3) Die Gebühren entstehen mit dem durch die Leitstelle angeordneten 
Ausrücken der Einsatzfahrzeuge (Einsatz), auch bei Folgeeinsätzen. 

 
§ 2 Gebührenmaßstab, Gebührensätze 

 

(1) Die Gebühr wird für die 

- Inanspruchnahme eines Einsatzfahrzeuges nach Art des Einsatzes, 

- Inanspruchnahme eines Notarztes 
pauschal erhoben. Hierneben wird eine Gebühr für die von dem 

Einsatzfahrzeug einsatzbedingt zurückgelegte Strecke je angefangenem 
Kilometer erhoben. Erfolgt der Einsatz für mehrere Gebührenschuldner, 

wird die Gebühr anteilig erhoben. 

(2) Es bestehen die folgenden Gebührensätze: 

1. Für die Inanspruchnahme 

 - eines Rettungswagens für die Notfallrettung 288,80 € 

 - eines Notarzt-Einsatzfahrzeuges 164,50 € 
 - eines Notarztes 141,00 € 

 - eines Notarztwagens                        429,80    € 
 - eines Krankentransportwagens 155,10 € 

 

2. Für die von dem Rettungsdienstfahrzeug einsatzbedingt 
zurückgelegte Wegstrecke 

  
- je angefangenem Kilometer 0,50     € 

 



§  3 Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist die Person, für die das Einsatzfahrzeug im Sinne des § 1 

Abs. 3 eingesetzt wird. 
 

§ 4 Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren, Abrechnung mit 
Krankenkassen 

 
(1) Die Gebühren werden dem Gebührenschuldner gegenüber durch 

schriftlichen Bescheid festgesetzt. Sie werden 14 Tage nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. 

(2) Einer Krankenkasse kann die Möglichkeit der Zahlung der Gebühren für ihre 
Versicherten eingeräumt werden, sofern sie sich gegenüber dem Landkreis 

vorab generell zur vollständigen Zahlung der Gebühren für ihre Versicherten 
bereit erklärt. 

(3) Lehnt eine Krankenkasse die Zahlung der Gebühren ihrer Versicherten ganz 

oder teilweise prinzipiell ab, unterbleibt die Abrechnung nach Absatz 2 mit 
ihr insoweit, und die Gebührenbescheide ergehen gemäß Absatz 1 an die 

Gebührenschuldner. 
 

§ 5 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt zum 01. 01. 2008 in Kraft.  
 

 
Beeskow, den 05. Dezember 2007 

 
 
 

Manfred Zalenga 
Landrat des Landkreises Oder-Spree 

 
 


